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BIAJ-Materialien  (Aktualisierung der BIAJ-Materialien vom 31. März 2014) 
Aktive Arbeitsförderung, Arbeitslosengeld, Beitrags einnahmen (SGB III) – 2002 bis Juni 2015 

Im Haushaltsjahr 2002 , dem Jahr in dem die „Hartz-Kommission“ einberufen wurde und ihren Bericht 
der Bundesregierung übergab, wurden von der damaligen Bundesanstalt für Arbeit u.a. 22,1 Milliarden 
Euro für die „aktive Arbeitsförderung“ (Abb. 1) und 27,0 Milliarden Euro  für Arbeitslosengeld  ausge-
geben. (Abb. 4) Die Beitragseinnahmen  betrugen, bei einem Beitragssatz von 6,5 Prozent, 47,4 Milliar-
den Euro . In den vergangenen 12 Monaten, von Juli 2014 bis Ju ni 2015 wurden von der Bundes-
agentur für Arbeit 8,1 Milliarden Euro für die „aktive Arbeitsförderung“  und 15,1 Milliarden Euro  für 
Arbeitslosengeld  ausgegeben. Die Beitragseinnahmen  betrugen, bei einem Beitragssatz von 3,0 Pro-
zent, 29,3 Milliarden Euro . 

In fünf Abbildungen (unten und auf Seite 3 und 5) ist die Entwicklung dieser SGB III-Ausgaben und 
Einnahmen  seit 2002 dargestellt und auf Seite 2, 4 und 6 kurz erläutert. SGB II-Ausgaben  („Hartz IV“: 
seit 2005) sind nicht  Gegenstand dieser BIAJ-Materialien.1 � 
 Fortsetzung auf Seite 2 von 6 

                                                           
1  BIAJ-Veröffentlichungen zu den nicht uneingeschränkt mit der „aktiven Arbeitsförderung“ im Rechtskreis SGB III 

vergleichbaren „Leistungen zur Eingliederung nach dem SGB II“ (Hartz IV) finden Sie hier: 
http://biaj.de/component/labels/finanzierung-sgb-ii.html (SGB III hier: http://biaj.de/component/labels/finanzierung-sgb-iii.html) 
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„Leistungen der aktiven Arbeitsförderung“ gemäß SGB  III (Abbildung 1, Seite 1) 

Im Haushaltsjahr 2002 , dem Jahr in dem die „Hartz-Kommission“ einberufen wurde und ihren Bericht 
der Bundesregierung übergab, wurden von der damaligen Bundesanstalt für Arbeit (BA) insgesamt 22,1 
Milliarden Euro für die „aktive Arbeitsförderung“ ( SGB III) ausgegeben. Rechtliche Grundlage: 
SGB III („Arbeitsförderung“). Als „Leistungen der aktiven Arbeitsförderung“ gemäß SGB III galten (bis 
Ende 2003) „alle Leistungen der Arbeitsförderung mit Ausnahme von Arbeitslosengeld, Teilarbeitslosen-
geld, Arbeitslosenhilfe und Insolvenzgeld.“ (§ 3 Abs. 4 SGB III)  

Mit Abschaffung des Unterhaltsgeldes bei beruflicher Weiterbildung zum 1. Januar 2004 (statt Unter-
haltsgeld wird seitdem „Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung“ gezahlt) wurde daraus die gesetz-
liche Definition: „alle Leistungen der Arbeitsförderung mit Ausnahme von Arbeitslosengeld bei 
Arbeitslosigkeit, Teilarbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe und Insolvenzgeld.“ Mit Abschaffung der Arbeits-
losenhilfe zum 1. Januar 2005 wurde diese wie folgt geändert: „alle Leistungen der Arbeitsförderung mit 
Ausnahme von Arbeitslosengeld bei Arbeitslosigkeit, Teilarbeitslosengeld und Insolvenzgeld.“ Seit dem 
1. April 2012 lautet die gesetzliche Definition der  „aktiven Arbeitsförderung“  im SGB III: „Leistungen 
der aktiven Arbeitsförderung sind Leistungen nach Maßgabe des Dritten Kapitels dieses Buches und 
Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung.“ (§ 3 Abs. 2)  

Die Ausgaben für die „aktive Arbeitsförderung“ (SGB III)2 wurden von 22,1 Milliarden Euro in 2002 auf 
10,4 Milliarden Euro im Haushaltsjahr 2007  reduziert – insbesondere seit dem Haushaltsjahr 2005, als 
mit Inkrafttreten des SGB II („Hartz IV“) die Arbeitslosenhilfe abgeschafft wurde und damit u.a. auch die 
Förderung von (registrierten und nicht registrierten) Arbeitslosen mit Anspruch auf Arbeitslosenhilfe im 
Rahmen des SGB III.3  

Im Verlauf der Wirtschaftskrise 2009/10 stiegen die Ausgaben für die „aktive Arbeitsförderung“ auf 16,8 
Milliarden Euro im Haushaltsjahr 2009  und erreichten im 12-Monatszeitraum von Mai 2009 bis April 
2010 mit insgesamt 18,2 Milliarden Euro das höchste Niveau nach Inkraf ttreten des SGB II  
(„Hartz IV“). Insbesondere das während der Wirtschaftskrise mehrfach (ausgabewirksam) geänderte 
(konjunkturelle) Kurzarbeitergeld (einschließlich der damit verbundenen Sozialabgaben) hat zu diesem 
deutlichen Anstieg der Ausgaben für die „aktive Arbeitsförderung“ (SGB III) beigetragen. 

Seitdem sanken die Ausgaben der Bundesagentur für Arbeit für die „aktive Arbeitsförderung“ 
(SGB III): In den vergangenen 12 Monaten, von Juli 2014 bis Juni 2015 wurden noch insgesamt 8,1 
Milliarden Euro  ausgegeben, 14,0 Milliarden Euro weniger als im Haushaltsjahr 2 002. � 

„Beiträge zur Arbeitsförderung“ („Arbeitslosenversi cherung“)  (Abbildung 2, Seite 3 oben) 

Die Beitragseinnahmen der Bundesanstalt bzw. Bundesagentur für Arbeit betrugen in den Haushalts-
jahren 2002 bis 2006 , bei einem Beitragsatz von 6,5 Prozent („Arbeitslosenversicherung“), etwa 47 
Milliarden Euro  und erreichten im Haushaltsjahr 2006 , bei unverändertem Beitragssatz insbesondere 
wegen der vorgezogenen Beitragsfälligkeit  („drittletzter Bankarbeitstag des Monats“), mit 51,2 Milliar-
den Euro den höchsten Stand in ihrer Geschichte . In den Folgejahren sanken die Beitragseinnahmen, 
bei einem von 6,5 Prozent (bis 2006) über 4,2 Prozent (2007) und 3,3 Prozent (2008) auf 2,8 Prozent 
(2009 und 2010) reduzierten Beitragssatz, auf 22,0 Milliarden Euro im Haushaltsjahr 2009 . 

Abbildungen 2 und 3 auf Seite 3 und Fortsetzung des Textteils auf Seite 4 von 6 
                                                           
2  Die in diesen BIAJ-Materialien genannten Ausgaben für die „aktive Arbeitsförderung“ seit 2002 umfassen nicht  die 

Personal- und Sachkosten (Ausgaben) der Bundesanstalt bzw. Bundesagentur für Arbeit (BA), die mit der Bera-
tung und Vermittlung verbunden waren bzw. sind, und auch nicht die weiteren mit der „aktiven Arbeitsförderung“ 
verbundenen Verwaltungskosten der BA. 

3  Zur Erinnerung:  Während die Arbeitslosenhilfe von der Bundesanstalt bzw. Bundesagentur für Arbeit im Auftrag 
des Bundes erbracht wurde und vom Bund (im Rahmen des Bundeshaushalts) aus Steuermitteln zu finanzieren 
war, wurden die Leistungen zur „aktiven Arbeitsförderung“ von (registrierten und nicht registrierten) Arbeitslosen 
mit Anspruch auf Arbeitslosenhilfe von der Bundesanstalt bzw. Bundesagentur für Arbeit im Rahmen des Haus-
halts der Bundesanstalt bzw. Bundesagentur für Arbeit insbesondere aus Beitragsmitteln finanziert. Nachrichtlich: 
2002 wurden im Jahresdurchschnitt 1,692 Millionen Arbeitslosenhilfeempfänger/innen registriert, im letzten Jahr 
dieser nur noch im Grundgesetz (Art. 120) erwähnten Leistung (2004), 2,194 Millionen.  



Seite 3 von 6 
Information des Bremer Institut für Arbeitsmarktforschung und Jugendberufshilfe (BIAJ) vom 15. Juli 2015 

Spenden konto: Bank für Sozialwirtschaft AG – BIC: BFSWDE33HAN – IBAN: DE44251 2051000 07486300 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Fortsetzung auf Seite 4 von 6 



Seite 4 von 6 
Information des Bremer Institut für Arbeitsmarktforschung und Jugendberufshilfe (BIAJ) vom 15. Juli 2015 

Spenden konto: Bank für Sozialwirtschaft AG – BIC: BFSWDE33HAN – IBAN: DE44251 2051000 07486300 

Fortsetzung des Textteils von Seite 2 

Mit Anstieg der beitragspflichtigen Lohnsumme und einem nach 2010 von 2,8 auf 3,0 Prozent angehobe-
nen Beitragssatz stiegen die Beitragseinnahmen  nach dem Tiefpunkt im Haushaltsjahr 2009 auf 28,7 
Milliarden Euro im Haushaltsjahr 2014 und 29,3 Milliarden Euro  in den letzten 12 Monaten mit vorlie-
genden Abrechnungsdaten, von Juli 2014 bis Juni 2015 . Gegenwärtig: weiter steigend. � 

Rechnerischer Anteil der Ausgaben für die aktive Ar beitsförderung an den Beitragseinnahmen 
(Abbildung 3, Seite 3 unten) 

Der rechnerische Anteil der Ausgaben für die „aktive Arbeitsförderung“ (SGB III)4 an den Beitragsein-
nahmen sank nach 2002 von 46,7 Prozent , bei hohem Beitragsaufkommen (siehe Abbildung 2), auf 
21,7 Prozent im Haushaltsjahr 2006. Bis 2008 stieg dieser Anteil, bei stark sinkendem Beitragsauf-
kommen, auf 40,6 Prozent. In der Wirtschaftskrise erreichte dieser Anteil 76,3 Prozent  im Haushaltsjahr 
2009 und 82,8 Prozent im 12-Monatszeitraum von Mai 2009 bis April 2010 . Seitdem sinkt der rechne-
rische Anteil der Ausgaben für die aktive Arbeitsförderung an den Beitragseinnahmen: auf 28,6 Prozent 
im Haushaltsjahr 2014 und 27,6 Prozent  in den 12 Monaten von Juli 2014 bis Juni 2015 . Gegenwärtig: 
weiter sinkend. � 

Ausgaben für Arbeitslosengeld (SGB III)  (Abbildung 4, Seite 5 oben) 

Im letzten Jahr vor Inkrafttreten des SGB II („Hartz IV“), im Haushaltsjahr 2004 , wurden von der Bun-
desagentur für Arbeit insgesamt 29,1 Milliarden Euro  für (das beitragsfinanzierte) Arbeitslosengeld  
(brutto) ausgegeben.5 In den folgenden Jahren sanken diese Ausgaben auf 13,9 Milliarden Euro  im 
Haushaltsjahr 2008 . In der Wirtschaftskrise 2009/10 stiegen diese Ausgaben auf 17,3 Milliarden Euro im 
Haushaltsjahr 2009 und erreichten im 12-Monatszeitraum von Mai 2009 bis April 2010  mit 18,3 Milliar-
den Euro  den höchsten Stand. Die Ausgaben für Arbeitslosengeld waren in diesem 12-Monatszeitraum, 
anders als üblich, nur geringfügig höher als die Ausgaben für die „aktive Arbeitsförderung“ im ent-
sprechenden 12-Monatszeitraum. (vgl. Abbildung 1 und 4) 

Bis zum 12-Monatszeitraum Juni 2011 bis Mai 2012  sanken die Ausgaben (12-Monatssumme) für 
Arbeitslosengeld auf 13,4 Milliarden Euro . Seitdem sind die Ausgaben für Arbeitslosengeld (SGB III)  
auf 15,4 Milliarden Euro im Haushaltsjahr 2013 gestiegen seitdem leicht auf 15,1 Milliarden Euro  in den 
12 Monaten von Juli 2014 bis Juni 2015 gesunken. � 

Anteil der Ausgaben für Arbeitslosengeld an den Bei tragseinnahmen  (Abbildung 5, Seite 5 unten) 

Im Haushaltsjahr 2002  wurden von der damaligen Bundesanstalt für Arbeit 57,0 Prozent  ihrer Beitrags-
einnahmen für Arbeitslosengeld  (SGB III) ausgegeben, in den beiden folgenden Haushaltsjahren 61,4 
bzw. 61,6 Prozent (2003 und 2004). Bis 2006 sank dieser Anteil, u.a. auch wegen der „Rekord-Beitrags-
einnahmen“ im Haushaltsjahr 2006  (vgl. Abbildung 2), auf 44,7 Prozent , dem niedrigsten Anteil seit dem 
Haushaltsjahr 1992. Mit sinkenden Beitragseinnahmen stieg dieser Anteil auf 52,5 bzw. 52,4 Prozent in 
den beiden folgenden Haushaltsjahren (2007 und 2008). Im Verlauf der Wirtschaftskrise 2009/10 stieg 
der Anteil der Arbeitslosengeldausgaben an den Beitragseinnahmen, bei einem Beitragssatz von nur 
noch 2,8 Prozent, auf „rekordverdächtige“6 78,4 Prozent im Haushaltsjahr 2009  und dem 12-Monats-
maximum  von 82,9 Prozent  in den 12 Monaten von Mai 2009 bis April 2010 . Nach 73,4 Prozent im 
Haushaltsjahr 2010 sank dieser Anteil, bei einem Beitragssatz von 3,0 Prozent, auf 52,0 Prozent im 
Haushaltsjahr 2012. Nach Anstieg auf 55,9 Prozent im Haushaltsjahr 2013 sank der Anteil der Ausgaben 
für Arbeitslosengeld (SGB III) an den Beitragseinnahmen auf 53,5 Prozent im Haushaltsjahr 2014 und 
51,6 Prozent in den 12 Monaten von Juli 2014 bis Juni 2015 . �  

Abbildungen 4 und 5 auf Seite 5 und Nachtrag auf Seite 6 von 6 

                                                           
4  in diesen BIAJ-Materialien immer einschließlich umlagefinanzierter Ausgaben für die aktive Arbeitsförderung (des-

halb: "rechnerischer“ Anteil) 
5  „historisches Maximum“: 30,3 Milliarden Euro im Haushaltsjahr 1997. (damals: 59,2 Milliarden DM) 
6  Ein Rückblick bis in das Haushaltsjahr 1989 zeigt, dass bis zum Haushaltsjahr 2009 das Maximum in einem Haus-

haltsjahr 69,0 Prozent betrug, und zwar im Haushaltsjahr 1997. 
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Nachtrag 

Ausgaben und Beitragseinnahmen in den Krisenjahren 2009 und 2010 (mit Ausblick)  

Im 12-Monatszeitraum mit den höchsten Ausgaben für „Leistungen der aktiven Arbeitsförderung“  
(SGB III) und Arbeitslosengeld , in den 12 Monaten von Mai 2009 bis April 2010 , wurden von der 
Bundesagentur für Arbeit insgesamt 36,5 Milliarden Euro  für diese Leistungen ausgegeben – ohne 
Verwaltungsausgaben (SGB III) und weitere Ausgaben. Dem standen im entsprechenden Zeitraum 
Beitragseinnahmen  von lediglich 22,0 Milliarden Euro  gegenüber. Das heißt: Allein die Ausgaben für 
„Leistungen der aktiven Arbeitsförderung“ (SGB III) und Arbeitslosengeld waren etwa 14,5 Milliarden 
Euro (65,8 Prozent) höher als die Beitragseinnahmen  im entsprechenden 12-Monatszeitraum. 

Die Abschlussergebnisse der Haushalte der Bundesagentur für Arbeit weisen für die Krisenjahre 2009 
und 2010 Fehlbeträge  in Höhe von 13,8 Milliarden Euro (2009)  und 8,1 Milliarden Euro (2010)  aus. 
Der Fehlbetrag im Haushaltsjahr 2009 konnte noch insgesamt durch „Entnahme aus den Rücklagen“ 
(13,8 Milliarden Euro)  gedeckt werden. Der Fehlbetrag im darauf folgenden Haushaltsjahr (2010: 8,1 
Milliarden Euro) konnte nur noch zu einem Teil durch „Entnahme aus den Rücklagen“ (2,9 Milliarden 
Euro)  gedeckt werden. 5,2 Milliarden Euro wurden im Haushaltsjahr 2010 aufgrund einer gesetzlichen 
Einmalregelung 7 durch einen „Bundeszuschuss zum Haushaltsausgleich“  (damaliger § 434t 
SGB III)8 gedeckt. 

Die Rücklagen , auf die die Bundesagentur für Arbeit in den Haushaltsjahren 2008 bis 2010 zurückgreifen 
musste und konnte, wurden in den Haushaltsjahren 2006 und 2007 gebildet , bei wirtschaftlichem Auf-
schwung und Beitragssätzen in Höhe von 6,5 Prozent (2006) bzw. 4,2 Prozent (2007) . 

Am Jahresende 2014  stand der Bundesagentur für Arbeit trotz eines hohen, bisher weiter steigenden  
beitragspflichtigen Beschäftigungsbestandes in den Jahren nach der Wirtschaftskrise 2009/10 lediglich 
eine „allgemeine Rücklage“  in Höhe von 3,4 Milliarden Euro  zur Verfügung.9 Die Finanzierung von 
„Leistungen der aktiven Arbeitsförderung“ und Arbeitslosengeld in einer Größenordnung wie in den Haus-
haltsjahren 2009 und 2010 würde die Bundesagentur für Arbeit nach gegenwärtiger Rechtsl age zu 
einer (vermutlich auf Dauer) hochverschuldeten  „rechtsfähige(n) bundesunmittelbare(n) Körperschaft 
des öffentlichen Rechts mit Selbstverwaltung“ (§ 367 SGB III) werden lassen, wobei es dann wohl eher 
„Scheinselbstverwaltung“ heißen müsste.10 � 

Nachrichtlich: Von den Ausgaben für die „aktive Arbeitsförderung“ (SGB III)  in Höhe von nur noch 8,2 
Milliarden Euro  im Haushaltsjahr 2014  entfielen u.a. 2,3 Milliarden Euro auf die Förderung der „Teil-
habe behinderter Menschen am Arbeitsleben“, 1,6 Milliarden Euro auf die „Förderung der beruflichen 
Weiterbildung“ einschließlich „Arbeitslosengeld bei beruflicher Weiterbildung“, 1,1 Milliarden Euro auf die 
Förderung der „Altersteilzeit“, 0,3 Milliarden Euro für „Leistungen bei konjunktureller und saisonaler Kurz-
arbeit“ (2010: 3,7 Milliarden Euro), 0,4 Milliarden Euro für „Berufsausbildungsbeihilfe“ (BAB), 0,3 Milliar-
den Euro für der „Förderung der Berufsausbildung benachteiligter Auszubildender“, 0,3 Milliarden Euro 
für Eingliederungszuschüsse, 0,3 Milliarden Euro für Gründungszuschüsse und 0,3 Milliarden für die so-
genannte „Flankierung des Strukturwandels“. Noch einmal:  „Leistungen zur Eingliederung nach dem 
SGB II“ („Hartz IV“: seit 2005) sind nicht  Gegenstand dieser BIAJ-Materialien. � 

                                                           
7  Die Verpflichtung des Bundes zum Ausgleich eines Feh lbetrages , der am Ende eines Haushaltsjahres nicht 

durch Rücklagen der Bundesagentur für Arbeit gedeckt werden kann, („Bundeszuschuss“ gemäß § 365 SGB III) 
wurde zum 1. Januar 2007 abgeschafft . Dieser Bundeszuschuss gemäß § 365 SGB III (alt) wurde von der 
Bundesagentur für Arbeit zuletzt zum Abschluss des Haushaltsjahres 2005 in Anspruch genommen (396,7 Millio-
nen Euro bei einem Beitragssatz von 6,5 Prozent). 

8  „Abweichend von § 365 wird aus den zum Schluss des Haushaltsjahres 2010 die Rücklage übersteigenden Dar-
lehen ein Zuschuss, wenn die Bundesagentur als Liquiditätshilfe geleistete Darlehen des Bundes bis zum Schluss 
des Haushaltsjahres 2010 nicht zurückzahlen kann.“ („§ 434t Sozialversicherungs-Stabilisierungsgesetz“ vom 14. 
April 2010) 

9  Bundesagentur für Arbeit, Finanzentwicklung in der Arbeitslosenversicherung, Viertes Quartal 2014, S. 3 
10  sofern Ermessensleistungen der „aktiven Arbeitsförderung“ in dieser Höhe vom Bund genehmigt werden. 


